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Vorwort

Die Schuldrechtsreform 2022 umfasst vier zentrale Änderungsvorhaben im BGB (im
Schuldrecht), die der Gesetzgeber durch Artikelgesetze Mitte 2021 – noch vor dem Ab-
lauf der alten Legislaturperiode – verabschiedet hat:

& Gesetz für faire Verbraucherverträge,
& Gesetz zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des Einführungsgesetzes

zum Bürgerlichen Gesetzbuch in Umsetzung der EU-Richtlinie zur besseren Durch-
setzung und Modernisierung der Verbraucherschutzvorschriften der Union,

& Gesetz zur Regelung des Verkaufs von Sachen mit digitalen Elementen und anderer
Aspekte des Kaufvertrags vom 25.6.2021,

& Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der
Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler Dienstleistungen vom 25.6.2021.

Während die letzten drei Regelwerke der Umsetzung europäischen Verbraucherschutz-
rechts in deutsches Recht dienen, basiert das Gesetz für faire Verbraucherverträge auf
autonomen Überlegungen des deutschen Gesetzgebers.

Die beiden wichtigsten Regelwerke – die Umsetzung der Warenkaufrichtlinie und der
Digitale-Inhalte-Richtlinie – treten zum 1.1.2022 in Kraft. Teile des Gesetzes für faire
Verbraucherverträge sind bereits geltendes Recht.

Insoweit war mit der Erstellung einer die Gesamtmaterie der Reform abbildenden Dar-
stellung Eile geboten.

Dem Deutschen Anwaltverlag – insbesondere Frau Feldkirchner und Herrn Rechtsanwalt
Flohr – gebührt ein ganz herzliches Dankeschön, das Werk inspiriert zu haben, vor allem
aber auch für die umsichtige und exzellente Betreuung.

Prof. Dr. Gerhard Ring

Freiberg im Dezember 2021
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a.a.O. am angegebenen Ort

ABl. Amtsblatt

Abs. Absatz

AcP Archiv für die civilistische Praxis (Zs.)

AGB Allgemeine Geschäftsbedingungen

AktG Aktiengesetz

Art. Artikel

BAG Bundesarbeitsgericht

B2B Business-to-business

B2C Business-to-consumer

BAG Bundesarbeitsgericht

BAGE Sammlung der Entscheidungen des BAG

BB Betriebsberater (Zs.)

BDSchG Bundesdatenschutzgesetz

BeckOK Beck Onlinekommentar

BetrAVG Betriebsrentengesetz

Beschl. Beschluss

BGB Bürgerliches Gesetzbuch

BGBl. Bundesgesetzblatt

BGH Bundesgerichtshof

BGHZ Entscheidungen des Bundesgerichtshofes in Zivilsachen

BR-Drucks. Bundesratsdrucksache

bspw. Beispielsweise

BT-Drucks Bundestagsdrucksache

C2B Consumer-to-business

C2C Consumer-to-consumer

CD Compact disc
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CISG United Nations Convention on Contracts for the International
Sale of Goods

CPC-Verordnung Consumer Protection Cooperation-Verordnung

CR Computer und Recht

d.h. das heißt

ders. Derselbe

DJT Deutscher Juristentag

DSGVO Datenschutzgrundverordnung

DVD Digital Versatile Disc

EGBGB Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche

EU Europäische Union

EU-FluggastrechteVO Fluggastrechteverordnung
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f. folgende

ff. fort folgende

Fn Fußnote

GPR Zeitschrift für das Privatrecht der Europäischen Union

h.M. herrschende Meinung

HK Handkommentar

i.d.F. in der Fassung

i.d.R. in der Regel
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i.S.e. im Sinne einer/eines

i.S.v. im Sinne von
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Nr. Nummer

NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht

OLG Oberlandesgericht
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RDi Recht digital (Zs.)

Rdn Randnummer (intern)

RegE Regierungsentwurf

RL Richtlinie

Rn Randnummer (extern)
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S. Seite

SIM Subscriber Identity Module

TKG Telekommunikationsgesetz

TMG Telemediengesetz

UGP-RL Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken

UKlaG Unterlassungsklagengesetz

Urt. Urteil

USB Universal Serial Bus

UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb

v. von/vom

VerbrGKRL Verbrauchsgüterkaufrichtlinie

VerbrRRL Verbraucherrechte-Richtlinie

vgl. vergleiche

VuR Verbraucher und Recht (Zs.)

WKRL Warenkaufrichtlinie

z.B. um Beispiel

ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht

Zs. Zeitschrift

ZUM Zeitschrift für Urheber- und Medienrech

ZVertriebsR Zeitschrift für Vertriebsrecht
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§ 1 Gesetz für faire Verbraucherverträge

Literatur:
Buchmann/Majer, Eine „Button-Lösung“ für den elektronischen Geschäftsverkehr?, K&R 2012, 635; Ring, Das
Gesetz für faire Verbraucherverträge, NJ 2021, 393; Wais, Das Gesetz für faire Verbraucherverträge – Weitere
Reaktionen auf die Digitalisierung, NJW 2021, 2833.

A. Einführung

1Mit dem Gesetz für faire Verbraucherverträge vom 24.6.20211 – wobei der Titel des Ge-
setzes leicht irreführend ist2 – soll unseriösen Geschäftspraktiken begegnet und die Posi-
tion von Verbrauchern gegenüber Unternehmern sowohl beim Vertragsschluss als auch
bei den Vertragsinhalten verbessert werden (Reduzierung bestehender Defizite beim Ver-
braucherschutz).3 Es beruht nicht auf europarechtlichen Vorgaben.4

Im BGB kommt es zu ganz unterschiedlichen, nicht unmittelbar miteinander zusammen-
hängenden Neuregelungen (die aber letztlich aufgrund von „Entwicklungen im Zusam-
menhang mit der Digitalisierung“ bedingt sind),5 nämlich einer

& Änderung der Bestimmungen über stillschweigende Vertragsverlängerungen
(Neuregelung der Zulässigkeit von AGB, die die Kündigung und automatische Ver-
längerung von Dauerschuldverhältnissen zum Inhalt haben, unter Rdn 5 ff.),

& einem Verbot benachteiligender Abtretungsklauseln in AGB (Erweiterung der
Liste der Klauselverbote in § 308 BGB, Rdn 14 ff.) und

& einer Online-Kündbarkeit per Kündigungsbutton bei Verträgen, die über eine
Website geschlossen worden sind (Kündigung von Verbraucher-Dauerschuldver-
hältnissen im elektronischen Rechtsverkehr, Rdn 23 ff.), womit eine Erweiterung
der Verbraucherschutzrechte auf den E-Commerce erfolgt.6

2Das Gros der Regelungen sollte ursprünglich im Quartal nach der Verkündung (Folge-
quartal)7 in Kraft treten, d.h. zum 1.10.2021. Das Abtretungsverbot ist dann auch schon
zum 1.10.2021 in Kraft getreten, die neuen Kündigungsregeln gelten erst ab dem
1.3.2022, die Möglichkeit der Online-Kündigung (§ 312k BGB) ab dem 1.7.2022 (ge-

1 Deutscher Bundestag, Plenarprotokoll 19/236, 30733; Beschluss des Bundesrats vom 25.6.2021, BR-Drucks
565/21.

2 Wais, NJW 2021, 2833, 2839 Rn 34.
3 Dazu Goebel, FMP 2020, 67.
4 Wenngleich im Kontext mit den Änderungen der Klauselverbote europarechtliche Vorgaben der Richtlinie

93/13/EWG (Klausel-RL) zu beachten waren: dazu näher Brönneke/Föhlisch/Tonner/Buchmann/Panfili, Das
neue Schuldrecht, § 7 Rn 4.

5 Wais, NJW 2021, 2833 Rn 2.
6 Wais, NJW 2021, 2833.
7 RegE, BT-Drucks 19/30840, S. 19.

§ 1
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splittetes Inkrafttreten). Dann erfasst § 312k BGB aber alle Verträge, d.h. auch solche,
die vor dem Inkrafttreten der Regelung abgeschlossen worden sind (Art. 229 § 60 Satz 3
EGBGB).8 Das zeitlich spätere Inkrafttreten der Regelungen über den Kündigungsbutton
hat der Gesetzgeber damit begründet, dass die Erfüllung der damit einhergehenden Vor-
gaben für die Unternehmer zum Teil einen erheblichen organisatorischen und zeitlichen
Aufwand bedeuten.9

Materialien:

& RegE, BT-Drucks. 19/26915,
& BT-Drucks. 19/26915.

B. Klauselverbote

3 Mit § 308 Nr. 9 BGB (Abtretungsausschluss) wird ein neues Klauselverbot mit Wer-
tungsmöglichkeit in das BGB aufgenommen (nachstehende Rdn 14 ff.). Danach ist
eine Bestimmung ausgeschlossen, durch die die Abtretbarkeit für einen auf Geld gerich-
teten Anspruch des Vertragspartners gegen den Verwender ausgeschlossen wird.10

4 Mit § 309 Nr. 9 BGB (Klauselverbot ohne Wertungsmöglichkeit) erfolgt eine umfas-
sende Reform des bereits bestehenden Regimes der stillschweigenden Verlängerung
von Dauerschuldverhältnissen (Rdn 9 ff.):

Nach Ablauf einer maximalen Vertragslaufzeit von zwei Jahren ist die automatische Ver-
längerung eines zunächst befristeten Vertrags nur noch auf unbestimmte Zeit möglich –
mit der dem Vertragspartner eingeräumten Möglichkeit, den Vertrag jederzeit mit einer
Frist von höchstens einem Monat zu kündigen. Die Kündigungsfrist zum Ende der verein-
barten Vertragslaufzeit wird im Übrigen auf einen Monat begrenzt.

I. Laufzeit von Dauerschuldverhältnissen

5 § 309 Nr. 9 BGB erfasst nur Dauerschuldverhältnisse11 – allerdings nicht alle, sondern
solche, die die regelmäßige Lieferung von Waren oder die regelmäßige Erbringung
von Dienst- oder Werkleistungen zum Gegenstand haben – wie bspw. Verträge eines Ver-

8 RegE, BT-Drucks 19/30840, S. 8.
9 RegE, BT-Drucks 19/30840, S. 20.

10 Brönneke/Föhlisch/Tonner/Buchmann/Panfili, Das neue Schuldrecht, § 7 Rn 2.
11 HK-BGB/Schulte-Nölke, § 309 Rn 43.

§ 1 Gesetz f�r faire Verbrauchervertr�ge
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brauchers mit Mobilfunkanbietern, Streamingdiensten, Fitnessstudios,12 Stromlieferan-
ten mit Online-Partnerbörsen sowie Zeitungs-Abos. Nicht erfasst werden damit aber
Wohnraummietverträge, Arbeitsverträge, Versicherungsverträge oder Gebrauchsüber-
lassungsverträge.13

6Insoweit gilt nunmehr, dass

& die Kündigungsfrist bei Verträgen mit fester Laufzeit über die regelmäßige Lieferung
von Waren oder die regelmäßige Erbringung von Dienstleistungen nicht länger als ein
Monat vor Ablauf der Mindestlaufzeit sein darf und

& eine stillschweigende Verlängerung um eine weitere Mindestlaufzeit ausgeschlossen
ist (Verbot von Verlängerungsklauseln in AGB).

Beachte

Hingegen ist eine automatische Umwandlung des Dauerschuldverhältnisses in einen
Vertrag mit unbestimmter Laufzeit zulässig. Dieser kann dann aber jederzeit – mit
einer Frist von höchstens einem Monat – gekündigt werden.

7Die Reform ist nach Ansicht des Gesetzgebers erforderlich, weil die bisherigen Beschrän-
kungen bei Laufzeiten nicht mehr sachgerecht sind, da heute kaum noch Verträge mit
günstigen Konditionen abgeschlossen werden können, die keine Mindestlaufzeit von
zwei Jahren einschließlich automatischer Vertragsverlängerung vorsehen.14 Durch zu
lange Laufzeiten werde der Verbraucher dauerhaft gebunden, was ein Wettbewerbs-
hemmnis darstelle.15 Die Neuregelung soll einen Wechsel zu anderen Vertragsbedingun-
gen und Anbietern erleichtern16 (Nutzung von Marktchancen durch Verbraucher).17

1. Mindestvertragslaufzeit von bis zu zwei Jahren

8Nach § 309 Nr. 9 Halbsatz 1 Buchst. a BGB kann – wie bisher – auch in AGB eine Min-
destvertrags-18(Höchst-)laufzeit von bis zu zwei Jahren vereinbart werden. Vertrags-

12 Von „Ungerechtigkeiten“ und „Abgrenzungsschwierigkeiten“ im Einzelfall sprechen Brönneke/Föhlisch/
Tonner/Buchmann/Panfili, Das neue Schuldrecht, § 7 Rn 16: „sind etwa ein Vertrag in einem Tanzstudio
oder über Yogastunden mit einem Fitnessstudiovertrag vergleichbar?“

13 Brönneke/Föhlisch/Tonner/Buchmann/Panfili, Das neue Schuldrecht, § 7 Rn 16.
14 RegE, BT-Drucks 19/30840, S. 12.
15 RegE, BT-Drucks 19/26915, S. 30.
16 RegE, BT-Drucks 19/30840, S. 14.
17 RegE, BT-Drucks 19/26915, S. 1.
18 Wenn dies für den Verbraucher auch nachteilig erscheint, darf nicht übersehen werden, dass „gerade bei Mo-

bilfunkverträgen der Verbraucher sein Endgerät über die Vertragslaufzeit mitfinanziert. Kurze Vertragslauf-
zeiten hätten zwingend zur Folge, dass ein Verbraucher entweder mit Vertragsschluss eine hohe Einmal-Zah-
lung oder alternativ vergleichsweise deutlich höhere monatliche Raten bezahlen müsste“: Brönneke/Föhlisch/
Tonner/Buchmann/Panfili, Das neue Schuldrecht, § 7 Rn 18.

B. Klauselverbote § 1
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laufzeiten mit einer Bindung des Verbrauchers von mehr als zwei Jahren bleiben damit
weiter verboten.19 Eine weitergehende Konditionierung in Bezug auf die Modalitäten ei-
ner Vertragsverlängerung ist nicht erfolgt.

2. Stillschweigende Vertragsverl�ngerung

9 Allerdings ist im Verbraucherschutzinteresse die stillschweigende (automatische) Ver-
längerung von Dauerschuldverhältnissen eingeschränkt worden (während bislang eine
formularmäßige Vereinbarung einer stillschweigenden Verlängerung des Vertragsver-
hältnisses um höchstens ein Jahr zulässig war).

Bei einem Vertragsverhältnis, das die regelmäßige Lieferung von Waren oder die re-
gelmäßige Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen durch den Verwender zum
Gegenstand hat, ist gemäß § 309 Nr. 9 Halbsatz 1 Buchst. b BGB – auch soweit eine Ab-
weichung von den gesetzlichen Vorschriften zulässig ist – eine den anderen Vertragsteil
bindende stillschweigende Verlängerung des Vertragsverhältnisses in AGB grundsätz-
lich unwirksam (Grundsatz).

10 Etwas anderes – i.S. einer sehr eingeschränkten Möglichkeit, Verträge doch stillschwei-
gend zu verlängern (eingeschränkte Ausnahmemöglichkeit) – gilt, wenn

& das Vertragsverhältnis nur auf unbestimmte Zeit verlängert wird (d.h. eine Ver-
tragsverlängerung auf unbestimmte Zeit vorgesehen ist) und

& dem anderen Vertragsteil (vertraglich) das Recht eingeräumt wird, das verlängerte
Vertragsverhältnis jederzeit mit einer Frist von höchstens einem Monat zu kün-
digen (jederzeitiges Kündigungsrecht des anderen Vertragsteils unter Einhaltung ei-
ner Monatskündigungsfrist).

Beachte

Bestehen daneben auch gesetzliche Kündigungsrechte – wie bspw. das Recht zur au-
ßerordentlichen Kündigung nach § 314 BGB –, bleiben diese hiervon zwar unberührt
– sie „entbinden den Verwender der AGB aber … nicht davon, ein vertragliches Kün-
digungsrecht für den anderen Vertragsteil vorzusehen“.20

11 Die Neuregelung verbessert zum einen den Schutz der Verbraucher vor zu langen vertrag-
lichen Bindungen durch ungewollte stillschweigende Vertragsverlängerungen. Zum an-
deren wird es dem Verbraucher erleichtert, nach Ablauf der Mindestvertragslaufzeit zu
einem anderen Anbieter zu wechseln und ein neues Vertragsmodell zu wählen (Flexibi-

19 Brönneke/Föhlisch/Tonner/Buchmann/Panfili, Das neue Schuldrecht, § 7 Rn 18.
20 RegE, BT-Drucks 19/30840, S. 14.

§ 1 Gesetz f�r faire Verbrauchervertr�ge
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lität). Im Übrigen kann er aber auch, wenn er mit dem Vertrag zufrieden ist, an diesem
beruhigt festhalten mit der Gewissheit, den Vertrag nach der Verlängerung einfach und
kurzfristig kündigen zu können.21

3. Verk�rzung der K�ndigungsfrist

12Um eine automatische Verlängerung eines befristeten Vertrags in einen unbefristeten
Vertrag zu verhindern, erfolgt nach § 309 Nr. 9 Halbsatz 1 Buchst. c BGB eine Verkür-
zung der Kündigungsfrist (von vormals drei Monaten) auf einen Monat: Danach ist eine
zu Lasten des anderen Vertragsteils vereinbarte längere Kündigungsfrist als ein Monat
vor Ablauf der zunächst vorgesehenen Vertragsdauer unwirksam.

Beachte

Prima facie scheint es durch § 309 Nr. 9 Halbsatz 1 Buchst. b und c BGB zu einem
„Gleichlauf“ der Kündigungsfristen bei der Kündigung eines erstmals begründeten
und eines stillschweigend verlängerten Vertragsverhältnisses zu kommen. Tatsäch-
lich handelt es sich jedoch um zwei unterschiedliche Fristenregelungen.22

4. Sachlicher Anwendungsbereich der Norm

13Unverändert geblieben ist die Ausnahmeregelung in § 309 Nr. 9 Halbsatz 2 BGB, wonach
die Norm nicht für „Verträge über die Lieferung als zusammengehörig verkaufter Sachen
sowie für Versicherungsverträge“ gilt.23

21 RegE, BT-Drucks 19/30840, S. 14.
22 Wais, NJW 2021, 2833, 2835 Rn 13: „Ist die Kündigung jederzeit mit einer Frist von einem Monat zulässig,

kann etwa am 5.1. mit Wirkung zum 5.2. oder am 6.1. mit Wirkung zum 6.2. gekündigt werden. Bei der Kün-
digung mit Monatsfrist bis zum Ende der Mindestlaufzeit ist dagegen der Zeitpunkt zu dem die Kündigung
wirkt, nicht in demselben Maße vom Kündigenden beeinflussbar. Unklar ist … insbesondere, was gilt, wenn
die einmonatige Frist zur Kündigung des ursprünglichen Vertragsverhältnisses versäumt wird, die Kündigung
aber zugleich auch vor Eintritt der automatischen Verlängerung ausgesprochen wird“ – Notwendigkeit der
Auslegung der Kündigungserklärung: Wais, a.a.O., Rn 14.

23 Dies liegt darin begründet – so Brönneke/Föhlisch/Tonner/Buchmann/Panfili, Das neue Schuldrecht, § 7
Rn 17 –, dass „Verträge über die Lieferung zusammengehörig verkaufter Sachen“ keine Dauerschuldverhält-
nisse sind (sondern Leistungen, die ggf. über einen längeren Zeitraum in Teilleistungen, aber in ihrer Gesamt-
heit als Ganzes erbracht werden) und „Versicherungsverträge“ auf eine lange Vertragslaufzeit angelegt sind,
„weshalb es dem Interesse beider Vertragsparteien entspricht, diese nicht den Einschränkungen des § 309
Nr. 9 BGB (…) zu unterziehen“.
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II. Verbot nachteiliger Abtretungsklauseln

14 § 308 Nr. 9 BGB statuiert als weitere verbraucherschützende Maßnahme – und als
Ausschluss vom Grundsatz des § 399 BGB (respektive § 354a HGB) – ein Klauselver-
bot für Abtretungsausschlüsse (Verbot benachteiligender Abtretungsklauseln [Abtre-
tungsausschlüsse]) in AGB. Nach § 308 Nr. 9 Halbsatz 1 BGB ist eine Bestimmung un-
wirksam, durch diie die Abtretung für einen auf Geld gerichteten Anspruch des Ver-
tragspartners gegen den Verwender ausgeschlossen wird (Buchst. a) – im Übrigen
statuiert Buchst. b die Unwirksamkeit von Klauseln, durch die die Abtretung für ein
„anderes Recht“, das der Vertragspartner gegen den Verwender hat, ausgeschlossen
wird, wenn beim Verwender ein schützenswertes Interesse an dem Abtretungsaus-
schluss nicht besteht oder aber berechtigte Belange des Vertragspartners an der Abtret-
barkeit des Rechts ein schützenswertes Interesse des Verwenders am Abtretungsaus-
schluss überwiegen.

15 Das Verbot von Abtretungsausschlüssen in AGB ist umfassend.24 Es erfasst sowohl Ver-
einbarungen,

& durch die die Anspruchsabtretung gänzlich ausgeschlossen wird als auch solche,
& durch die die Abtretung nur beschränkt wird (z.B. die Abtretung nur an eine be-

stimmte Person zugelassen bzw. an bestimmte Voraussetzungen gebunden oder
von der Zustimmung des Schuldners abhängig gemacht wird).25

Beachte

Der BGH26 hat in ständiger Judikatur27 auch bisher schon ein Abtretungsverbot am
Maßstab des § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB (allgemeine Inhaltskontrolle) gemessen und
dann als unwirksam angesehen, wenn der Verwender am Ausschluss der Abtretbarkeit
kein berechtigtes Interesse hat oder berechtigte Belange des Vertragspartners an der
Abtretbarkeit des Rechts das schützenswerte Interesse des Verwenders an dem Abtre-
tungsausschluss überwiegen. Dies greift die Neuregelung – da bisher eine „generelle
und einschränkungslose Abtretbarkeit von Zahlungsansprüchen … nicht vorbehaltlos
gewährleistet (war)“28 – auf.

24 Wais, NJW 2021, 2833 Rn 4.
25 RegE, BT-Drucks 19/26915, S. 30.
26 BGH, Urt. v. 17.4.2012 – XR 76/11, NJW 2012, 2107.
27 BGH, Urt. v. 13.7.2006 – VII ZR 51/05, NJW 2006, 3486 Rn 14; BGH, Urt. v. 15.6.1989 – VII ZR 205/88,

BGHZ 108, 52, 54 f. = NJW 1989, 2750; BGH, Urt. v. 29.6.1989 – VII ZR 211/88, BGHZ 108, 172, 174 f.
= NJW 1990, 109; BGH, Urt. v. 30.10.1990 – IX ZR 239/89, NJW-RR 1991, 763; BGH, Urt. v. 25.11.1999
– VII ZR 22/99, NJW-RR 2000, 1220.

28 Wais, NJW 2021, 2833, 2834 Rn 5.
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16Die Neuregelung des § 308 Nr. 9 Halbsatz 1 Buchst. a BGB soll u.a. gewährleisten, „dass
Verbraucher die auf Geld gerichteten Ansprüche, die sie gegen Unternehmer erworben
haben, zum Zweck der Durchsetzung an Dritte abtreten können“29 – insbesondere zum
Zweck der Rechtedurchsetzung die Dienste registrierter Inkassounternehmen (die auf
Geldleistung gerichtete Ansprüche der Verbraucher außergerichtlich und gerichtlich
für diese weiter geltend machen sollen) in Anspruch nehmen können. Dies hat vor allem
für entsprechende Abtretungsklauseln in Flugreiseverträgen (an Digitalplattformen zur
Geltendmachung von Verspätungen nach Maßgabe der EU-FluggastrechteVO) Rele-
vanz.

Hintergrund der Regelung ist also, dass entsprechende Abtretungsverbote in AGB einer
„Verbraucherrechtedurchsetzung im Wege der Inkassozession durch Legal-Tech-Un-
ternehmen entgegenstehen“30 und damit einer privaten Rechtsdurchsetzung nicht för-
derlich sind.31 Vgl. insoweit auch am 10.6.2021 verabschiedete Gesetz zur Förderung
verbrauchergerechter Angebote im Rechtsdienstleistungsmarkt32 (als weiterer Mosaik-
stein einer „mehrgliedrigen Gesetzesinitiative“).33 Die Regelung will Legal Tech-Ge-
schäftsmodelle erleichtern, „die darauf beruhen, dass sich Unternehmen massenhaft
Ansprüche von Verbrauchern abtreten lassen und, gegen eine i.d.R. prozentuale Er-
folgsbeteiligung einziehen.“34

17Nach § 308 Nr. 9 Halbsatz 1 BGB ist in AGB insbesondere eine Bestimmung unwirksam,
durch die die Abtretbarkeit ausgeschlossen wird

& für einen auf Geld gerichteten Anspruch des Vertragspartners gegen den Verwender
(Buchst. a) oder

& für ein anderes Recht, das der Vertragspartner gegen den Verwender hat (Buchst. b),
wenn (d.h. mit der zusätzlichen Einschränkung)
– beim Verwender ein schützenswertes Interesse an dem Abtretungsausschluss nicht

besteht (Buchst. aa) oder (alternativ)
– berechtigte Belange des Vertragspartners an der Abtretbarkeit des Rechts das

schützenswerte Interesse des Verwenders an dem Abtretungsausschluss überwie-
gen (Buchst. bb).

Beachte

Buchst. a sieht – im Unterschied zu Buchst. b – für Geld keine Interessenabwägung
vor.

29 RegE, BT-Drucks 19/26915, S. 30.
30 Wais, NJW 2021, 2833 Rn 2.
31 Wais, NJW 2021, 2833, 2834 Rn 5.
32 BGBl I, S. 3415; dazu Ring, NJ 2021, Heft 12.
33 Wais, NJW 2021, 2833, 2834 Rn 5.
34 HK-BGB/Schulte-Nölke, § 308 Rn 28.
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